
 

 

vpi-Arbeitstagung Böblingen, 25.11.2025 
Antworten des Ministeriums für Landesentwicklung und Wohnen (MLW) zu den 
Anfragen der Baurechtsbehörden und prüfenden Personen 

-- Stand: 01.12.2025 -- 
 
Anmerkung: 

Die Fragen an das MLW wurden durch das Referat 21 – Bautechnik und Bauökologie 
und das Referat 22 – Bauordnungsrecht beantwortet. 
 

Fragen zur LBO und zugehörigen Verordnungen 
 

Frage 1 – Regalanlagen / Prüfpflicht: 

„Nach § 1 Abs. 2 Nr. 5 gilt die LBO für Regalanlagen in Gebäuden nur, wenn sie Teil der 
Gebäudekonstruktion sind oder Erschließungsfunktion haben. 

Nach Anhang 1 Nr. 11.d sind Regale mit einer Höhe bis 7,50 m OK Lagergut verfahrensfrei. 

a) Wann genau liegt eine Erschließungsfunktion vor? 
b) Wie sind Lagerbühnen (OK Lagergut < 7,50 m), die zur Beschickung betreten werden, 

zu behandeln?“ 

Antwort MLW: 

a) Eine Erschließungsfunktion liegt vor, wenn sich Personen auf mindestens einer Regal
ebene bewegen. Ein kurzes Betreten bei Einlagerung und/oder Auslagerung von La
gergut erfüllt den Tatbestand des „sich Bewegens“ noch nicht. Ist für die Bewegung 
des Lagerguts auf einer Regalebene ein längeres Verweilen erforderlich, ggf. sogar 
unter Zuhilfenahme von Rangiermitteln, liegt eine Erschließungsfunktion vor. Dies gilt 
auch, wenn über die Regalebene andere Gebäudeteile erreicht werden können oder 
der bauliche Rettungsweg über Regale verläuft.  

b) Regale nach LBO sind vertikale Bauteile mit verschiedenen Ebenen zum Abstellen 
von Lagergut. Lagerbühnen sind in Räume ganz oder teilweise eingebaute oder ein
gestellte größere horizontale Lagerflächen. Hierbei handelt es sich nicht um Regale. 
Sind diese Ebenen mit dem Gebäude fest verbunden, sind sie Teil der baulichen An
lage. Nr. 11d des Anhang 1 zu § 50 Abs. 1 LBO umfasst keine Lagerbühnen.  
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Frage 2.1 – Wechsel der Gebäudeklasse durch Dachgeschossausbau: 

§ 27f LBO: Hier wird nicht der häufig vorkommende Fall eines Wechsels der Gebäude
klasse 1 (2 Wohneinheiten, keine Feuerwiderstandsdauer, kein notwendiger Treppen
raum) zu Gebäudeklasse 3 (3 Wohneinheiten, F30, notwendiger Treppenraum) durch 
Dachgeschossbau behandelt. 

Welche Anforderungen dürfen hier gestellt werden? 

Antwort MLW: 

§ 27f Abs. 2 setzt voraus, dass bereits das bestehende Gebäude brandschutztechnische 
Anforderungen erfüllen musste. Bauliche Anlagen, die bisher keine brandschutztechni
schen Anforderungen erfüllen mussten und an die durch die Änderung nun erstmalig An
forderungen hinsichtlich des Brandschutzes gestellt werden, erfahren nicht die Erleich
terungen des § 27f. Können im Einzelfall keine Erleichterungen durch Abweichungsent
scheidungen ermöglicht werden, unterliegen sie den umfassenden Auflagen des Geset
zes. (Anm.: analog den Scheunen). 

 

Frage 2.2 – Anforderungen an traufseitig aneinandergebaute versus benachbarte 
Gebäude: 

§ 27e Abs. 6 LBO: Gelten die Anforderungen aus Satz 1 nur für traufseitig aneinanderge
baute Gebäude, oder auch für traufseitig benachbarte Gebäude (vergl. Abs. 6 Satz 3)? 

Antwort MLW: 

Die Anforderungen aus § 27e Abs. 6 Satz 1 gelten ausschließlich für traufseitig aneinan
der gebaute Gebäude, die in der Regel mit einer Brandwand im vertikalen Bereich vonei
nander getrennt sind. Die beschriebenen Dächer müssen aufgrund der Grenzbauweise 
(vgl. Brandwand) höhere Anforderungen erfüllen als Gebäude, die mit einem Abstand zur 
Grundstücksgrenze oder zu benachbarten Gebäuden auf dem gleichen Grundstück er
richtet wurden (§ 27e Abs. 6 Satz 3). 

 

Frage 3 – Brandschutz / Baubeschreibung: 

„Als prüfende Person erhalte ich regelmäßig genehmigte Bauanträge, die in Anlage 6 
(Baubeschreibung) formale Fehler enthalten. Beispielsweise werden erdgeschossige 
Stahlgebäude entsprechend der LBO in Gebäudeklasse 3 eingestuft. Entgegen der LBO 
wird kein Feuerwiderstand gefordert. Behördliche Grüneinträge zu diesem Widerspruch 
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werden in den genehmigten Unterlagen nicht vorgenommen. Verweise auf eine Bewer
tung nach Industriebaurichtlinie fehlen im textlichen Teil der Baugenehmigung, ein 
Brandschutzkonzept liegt nicht vor. 

Wie ist in solchen Fällen zu verfahren? Ist die Abweichung von der LBO damit genehmigt 
oder sind hier Abstimmungen zwischen Behörde und Planer zu veranlassen?“ 

Antwort MLW: 

-- wird nachgereicht -- 

 

Frage 4 – nachträgliche Errichtung von PV-Anlagen: 

„Folgende Fragen zur nachträglichen Errichtung von PV-Anlagen auf einer bestehenden 
Halle (nahezu flach liegende Module): 

Fall 1: Bestandsunterlagen liegen vor, zusätzliche Last der PV-Anlage ist durch den 
Lastansatz der vorliegenden statischen Bestandsstatik abgedeckt. 
Daher verfahrensfrei und nicht prüfpflichtig? 

Fall 2: Bestandsunterlagen liegen vor, zusätzliche Last durch Lastansatz der Bestands
statik nicht abgedeckt, Bestandskonstruktion aber mit zusätzlicher Last nachweisbar. 
Nach wie vor verfahrensfrei? Prüfpflichtig? 

Fall 3: Bestandsstatik nicht vorliegend, Dachlast wird soweit reduziert, dass Lastreduk
tion dem Gewicht der zusätzlichen PV-Anlage entspricht, Konstruktion augenscheinlich 
in ordnungsgemäßem Zustand. 
Verfahrensfrei und nicht prüfpflichtig? 

Fall 4: Bestandsstatik nicht vorliegend, Summe der Dachlast erhöht sich durch die PV-
Anlage. 
Verfahrensfrei aber prüfpflichtig?“ 

Antwort MLW: 

Die folgenden Ausführungen setzen voraus, dass die baulichen Anlagen, auf oder an de
nen die in Rede stehenden Anlagen zur photovoltaischen und thermischen Solarnutzung 
angeordnet werden sollen, die Voraussetzungen nach § 76 Absatz 1 LBO (Bestands
schutz) erfüllen. 

Gemäß Anhang 1 Nummer 3 Buchstabe c LBO sind Anlagen zur photovoltaischen und 
thermischen Solarnutzung, welche auf oder an baulichen Anlagen angeordnet werden, 
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bauordnungsrechtlich verfahrensfrei. Eine Ausnahme hiervon liegt vor, wenn die Anord
nung der Anlage zur photovoltaischen oder thermischen Solarnutzung in einem engen 
baulichen, funktionellen und zeitlichen Zusammenhang mit einem verfahrenspflichtigen 
Vorhaben steht. Ein solches verfahrenspflichtiges Vorhaben kann beispielsweise auch 
ausgelöst werden, wenn die Anordnung der Anlage zur photovoltaischen oder thermi
schen Solarnutzung eine Ertüchtigung der lastabtragenden Konstruktion der baulichen 
Anlage erfordert, also den Einbau oder die Änderung tragender oder aussteifender Bau
teile der baulichen Anlage (Ausnahme Änderung tragender oder aussteifender Bauteile 
innerhalb von Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2, s. Anhang 1 Nummer 2 Buch
stabe a LBO). 

Bei verfahrensfreien Vorhaben entfällt auch das Verfahren der bautechnischen Prüfung. 
nach § 17 LBOVVO. Generell gilt aber, dass auch verfahrensfreie Vorhaben den öffentlich-
rechtlichen Vorschriften entsprechen müssen (s. § 50 Absatz 5 LBO). Das bedeutet bei
spielsweise, dass auch für bauliche Anlagen und Teile baulicher Anlagen, die verfahrens
frei errichtet oder geändert werden, u.a. Standsicherheitsnachweise zu erstellen sind (s. 
§ 9 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 i. V. m. § 16a LBOVVO), die dann jedoch nicht bau
technisch geprüft werden. 

Unabhängig von den in der Fragestellung genannten Fällen sind also die Auswirkungen 
der auf oder an einer baulichen Anlage geplanten Anlage zur photovoltaischen oder ther
mischen Solarnutzung auf die Standsicherheit der baulichen Anlage zu untersuchen. 
Dazu sind Standsicherheitsnachweise in einem dem Einzelfall gerechtem Umfang zu füh
ren.  

Eine Hilfestellung, wie die Standsicherheit beim Bauen im Bestand, so auch bei der An
ordnung einer Anlage zur photovoltaischen oder thermischen Solarnutzung auf oder an 
einer baulichen Anlage, gegebenenfalls in Verbindung mit einer Ertüchtigungsmaß
nahme der lastabtragenden Konstruktion, untersucht und nachgewiesen werden kann, 
gibt das folgende Dokument: 

Hinweise und Beispiele zum Vorgehen beim Nachweis der Standsicherheit beim 
Bauen im Bestand (Fassung April 2008) der Fachkommission Bautechnik der 
Bauministerkonferenz (ARGEBAU) 

https://mlw.baden-wuerttemberg.de/de/bauen-wohnen/bautechnik-und-
bauoekologie/hinweise-zu-bestehenden-baulichen-anlagen-und-zu-bauweisen 
(Temporärlink, zuletzt abgerufen am 21.11.2025). 

https://mlw.baden-wuerttemberg.de/de/bauen-wohnen/bautechnik-und-bauoekologie/hinweise-zu-bestehenden-baulichen-anlagen-und-zu-bauweisen
https://mlw.baden-wuerttemberg.de/de/bauen-wohnen/bautechnik-und-bauoekologie/hinweise-zu-bestehenden-baulichen-anlagen-und-zu-bauweisen
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Ergeben sich aus den Standsicherheitsnachweisen verfahrenspflichtige Maßnahmen 
(z. B. verfahrenspflichtige Ertüchtigungsmaßnahmen der lastabtragenden Konstruktion) 
oder steht die Anordnung der Anlage zur photovoltaischen oder thermischen Solarnut
zung anderweitig in einem engen baulichen, funktionellen und zeitlichen Zusammenhang 
mit einem verfahrenspflichtigen Vorhaben, so ist im Rahmen des verfahrenspflichtigen 
Gesamtvorhabens eine bautechnische Prüfung durchzuführen, sofern nicht die Voraus
setzungen für den Wegfall der bautechnischen Prüfung nach § 18 LBOVVO vorliegen. Ist 
das Vorhaben dagegen auch mit den Ergebnissen der Standsicherheitsnachweise als ver
fahrensfrei einzustufen, so erfolgt keine bautechnische Prüfung. 

 

Fragen zur bautechnischen Prüfung  

 

Frage 5 – Vorlagezeitpunkt statische Berechnung: 

„Zu welchem Zeitpunkt der Bauantragsphase ist bei einem prüfpflichtigen Bauvorhaben 
die statische Berechnung erforderlich? In einem aktuellen Beispiel verlangt die Bau
rechtsbehörde bereits mit dem Einreichen des Baugesuchs die statische Berechnung.“ 

Antwort MLW: 

Es sind drei Fälle von prüfpflichtigen Verfahren zu unterscheiden: 

• Kenntnisgabeverfahren 
• Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren 
• Baugenehmigungsverfahren 

Je nach der zugrunde liegenden Verfahrensart gilt in Bezug auf den Zeitpunkt der Vor
lage der „statischen Berechnung“ (= Standsicherheitsnachweis gemäß § 9Absatz 1 Num
mer 1 und Absatz 2 LBOVVO) das Folgende: 

Kenntnisgabeverfahren: 

Im Kenntnisgabeverfahren gehören die bautechnischen Nachweise (vgl. § 9 Absatz 1 
LBOVVO, u. a. umfassend den Standsicherheitsnachweis) nicht zu den Bauvorlagen (§ 1 
Absatz 1 LBOVVO) und müssen somit nicht vorgelegt werden. Gemäß § 59 Absatz 5 
Nummer 1 Halbsatz 2 LBO hat der Bauherr die bautechnischen Nachweise von einer prü
fenden Stelle prüfen zu lassen. Die Prüfung muss vor Baubeginn, spätestens jedoch vor 
Ausführung des jeweiligen Bauabschnitts abgeschlossen sein. Gemäß § 16a Satz 2 Vari
ante 1 LBOVVO „müssen die bautechnischen Nachweise [dabei] so rechtzeitig erstellt 
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sein, dass sie noch vor Baubeginn oder Ausführung des jeweiligen Bauabschnitts ge
prüft werden können“. 

Im Rahmen der Bauvorlagen ist (zunächst) lediglich die Erklärung zum Standsicherheits
nachweis (gemäß § 10 Absatz 1 LBOVVO) einzureichen: Der Bauherr hat hierin diejenige 
Person zu benennen, die er mit der Erstellung des Standsicherheitsnachweises beauf
tragt hat. 

Vereinfachtes Genehmigungsverfahren: 

Im vereinfachten Genehmigungsverfahren (§ 2 Absatz 1 Nummer 5 Halbsatz 2 LBOVVO) 
hat der Bauherr im Rahmen der Bauvorlagen nur die Erklärung zum Standsicherheits
nachweis (§ 10 Absatz 1 LBOVVO) einzureichen. 

Die Erklärung zum Standsicherheitsnachweis kann nicht nachgereicht werden (§ 2 Ab
satz 1 Satz 2 LBOVVO).  

§ 16a Satz 1 Halbsatz 1 LBOVVO ergänzt: „Soweit die bautechnischen Nachweise nicht 
als Bauvorlagen einzureichen sind, müssen sie vor Baubeginn, spätestens jedoch vor 
Ausführung des jeweiligen Bauabschnitts erstellt sein“. § 16a Satz 2 Variante 2 LBOVVO 
ergänzt für das vereinfachte Genehmigungsverfahren, dass die „die bautechnischen 
Nachweise so rechtzeitig erstellt sein [müssen], dass sie noch vor Baubeginn oder Aus
führung des jeweiligen Bauabschnitts geprüft werden können“. 

Genehmigungsverfahren: 

Im Genehmigungsverfahren hat der Bauherr im Rahmen der Bauvorlagen (§ 2 Absatz 1 
Nummer 5 Halbsatz 1 LBOVVO) die bautechnischen Nachweise (§ 9 Absatz 1 LBOVVO) 
einzureichen.  

Dabei können die bautechnischen Nachweise nachgereicht werden (§ 2 Absatz 1 Satz 2 
LBOVVO). Als Zeitpunkt für die Nachreichung von bautechnischen Nachweisen legt § 2 
Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2, Satz 3 LBOVVO das Folgende fest: „sie sind der Baurechts
behörde vor Baubeginn vorzulegen. […] die bautechnischen Nachweise sind so rechtzei
tig vorzulegen, dass sie noch vor Baubeginn geprüft werden können“.  

Fazit: 

Die bautechnischen Nachweise (u. a. umfassend den Standsicherheitsnachweis) müssen 
regelmäßig so rechtzeitig erstellt sein, dass sie noch vor Baubeginn oder vor Ausführung 
des jeweiligen Bauabschnitts geprüft werden können. Lediglich die Erklärung zum Stand
sicherheitsnachweis ist (sofern erforderlich) bereits im Rahmen der Bauvorlagen vorzu
legen. 
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Frage 6 – Bautechnische Prüfung von Holz-Beton-Verbund-Konstruktionen (HBV): 

„Für die bautechnische Prüfung solcher Konstruktionen ist nach meinem Kenntnisstand 
eine Anerkennung in den beiden Fachrichtungen Holzbau und Massivbau notwendig. Wie 
lässt sich - wenn überhaupt zulässig - eine solche Konstruktion sinnvoll bautechnisch 
prüfen, wenn zwei prüfende Personen beteiligt sind. Die eine prüfende Person hat (nur) 
die Fachrichtung Massivbau und die Zweite (nur) die Fachrichtung Holzbau? Eigentlich 
müssten beide prüfende Personen die Konstruktion prüfen und sich ‚gegenseitig‘ abstim
men; wer trägt jedoch die Verantwortung für diese Konstruktion? Die Holzbau-prüfende 
Person schlägt in einem Fall vor, dass sie - bei entsprechender Erfahrungen mit solchen 
Konstruktionen - diese Konstruktion ‚allein‘ prüft. Wäre dies aus Ihrer Sicht überhaupt 
zulässig?“ 

Antwort MLW: 

Zuerst gilt der Grundsatz, dass prüfende Personen die bautechnische Prüfung für bauli
che Anlagen und Teile davon, die zu einer Fachrichtung gehören, für die sie nicht aner
kannt sind, nur vornehmen dürfen, wenn diese 

• statisch und konstruktiv nicht schwierig sind (i. d. R. Bauwerksklassen 1 und 2 
nach GebVerz MLW zu GebVO MLW) und 

• keine Fachkenntnisse erfordern, die über die von jeder prüfenden Person zu for
dernden Grundkenntnisse hinausgehen. 

Andernfalls haben sie den Prüfauftrag zurückzugeben oder eine für diese Fachrichtung 
anerkannte prüfende Person hinzuzuziehen und darüber den Auftraggeber zu informie
ren (§ 1 Absatz 3 Satz 1 und 2 BauPrüfVO). 

Für Verbundkonstruktionen ist im Rahmen der Hinzuziehung zu unterscheiden zwischen 
den Fachrichtungen Massivbau bzw. Metall- und Holzbau: 

Prüfende Personen der Fachrichtung Massivbau haben bei Verbundkonstruktionen in 
Stahl-/Stahlbeton- bzw. Holz/Stahlbetonbauweise stets eine prüfende Person der Fach
richtung Metallbau bzw. Holzbau hinzuzuziehen (§ 1 Absatz 3 Satz 3 BauPrüfVO). 

Prüfende Personen der Fachrichtungen Metall- bzw. Holzbau haben, gemäß den ein
gangs genannten Grundsätzen, für den jeweiligen Einzelfall den statischen und konstruk
tiven Schwierigkeitsgrad und den erforderlichen Grad an Fachkenntnissen für den fach
fremden Konstruktionsteil zu bestimmen: Verbundkonstruktionen sind i. d. R. mindestens 
der Bauwerksklasse 3 zuzuordnen (vgl. Teil 2 Nummer 15.5.3 GebVerz MLW zu GebVO 
MLW). Im Einzelfall können jedoch die Konstruktionsteile aus Stahlbeton als statisch und 
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konstruktiv nicht schwierig einzustufen und als keiner über die von jeder prüfenden Per
son zu fordernden Grundkenntnisse hinausgehenden Fachkenntnisse bedürftig einzustu
fen sein. Je nach Ergebnis der Einzelfallbetrachtung ist daher eine, für die gegebenenfalls 
„fehlende“ Fachrichtung Massivbau anerkannte prüfende Person hinzuzuziehen oder 
nicht. 

Genaue Regelungen wie das „Hinzuziehen einer weiteren prüfenden Person“ zu erfolgen 
hat, sind nicht niedergeschrieben und aus diesem Grund auf Basis der vorstehenden Aus
führungen für den Einzelfall zu ermitteln. Das Ministerium für Landesentwicklung und 
Wohnen geht hierbei von einer Einschätzungsprärogative der gemeinsam prüfenden Per
sonen aus. Aus diesem Grund kann in manchen Fällen bereits ein Telefonat zwischen den 
prüfenden Personen genügen, in anderen Fällen wird die Weiterleitung der bautechni
schen Nachweise zur Prüfung durch die hinzugezogene prüfende Person erforderlich 
sein. 

Im Falle der „Hinzuziehung“ haben jedoch beide prüfenden Personen unter Angabe von 
Namen und Anschrift, für den Ihnen obliegenden Anteil der bautechnischen Prüfung, eine 
bautechnische Prüfbestätigung abzugeben. Im Falle der Hinzuziehung einer prüfenden 
Person im Rahmen der bautechnischen Prüfung von Verbundkonstruktionen kann unter 
Umständen auch eine gemeinsame bautechnische Prüfbestätigung (unter Federführung 
der prüfenden Person der Fachrichtung Metall- bzw. Holzbau) sinnvoll sein. In diesem 
Fall sollen die Prüfergebnisse der hinzugezogenen prüfenden Person (unter Angabe von 
Namen und Anschrift) in einem eigenen Abschnitt der Prüfbestätigung dargestellt wer
den. 

Das Hinzuziehen einer weiteren prüfenden Person/Stelle ist zudem im Prüfverzeichnis 
kenntlich zu machen (vgl. § 7 Absatz 1 Satz 2 BauPrüfVO). 

 

Frage 7 – (stichprobenartige) Überwachung im Werk durch prüfende Personen: 

„Gemäß meinem bisherigen Kenntnisstand brauchen prüfende Personen in Baden-Würt
temberg nicht ins Werk zu fahren, um die Fertigung der Bauteile zu überwachen, sofern 
die Bauteile eine CE-Kennzeichnung oder Ü-Kennzeichnung tragen. Der PI überprüft auf 
der Baustelle nur die entsprechenden Dokumente. Im konkreten Fall (bei einem Bauvor
haben aus Hessen) fährt jedoch die prüfende Person zu einem weit entfernten Fertigteil
werk hin, um diese Bauteile (es handelt sich um Stahlbeton- und Spannbetonbalken) 
stichprobenartig zu überwachen, obwohl diese Fertigteile eine CE-Kennzeichnung tragen 
werden. 
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Eine Anfrage beim DIBt hat ergeben, dass dies bundesweit nicht einheitlich geregelt ist 
und dies durch die jeweilige oberste Bauaufsicht geregelt wird. 

Ist das beschriebene Vorgehen in Baden-Württemberg richtig wiedergegeben?“ 

Antwort MLW: 

Dem beschriebenen Vorgehen, bei CE- und Ü-Kennzeichnung nicht ins Werk fahren zu 
dürfen, ist zuzustimmen. 

Exkurs Bauüberwachung: 

Nach der verfahrensrechtlichen Generalklausel des § 47 Absatz 1 LBO ist den Bau
rechtsbehörden im Interesse einer umfassenden Abwehr von Gefahren für die öffentli
che Sicherheit oder Ordnung im Zusammenhang mit dem Baugeschehen eine allge
meine Überwachungsaufgabe im Hinblick auf die Errichtung, die Unterhaltung und den 
Abbruch von Anlagen und Einrichtungen im Sinne des § 1 LBO zugewiesen. Diese wird 
in § 66 LBO in Bezug auf die Ausführung der Bauvorhaben konkretisiert. Demnach un
terliegen der Bauüberwachung in Baden-Württemberg alle Anlagen, Grundstücke und 
Einrichtungen im Sinne des § 1 LBO („grundstücksbezogene Einzelfallbetrachtung“). 

Die prüfende Person übernimmt mit der Übertragung der bautechnischen Prüfung durch 
die Baurechtsbehörde u.a. die Überwachung der Ausführung in konstruktiver Hinsicht 
(§ 17 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 LBOVVO). Der Umfang der im Rahmen der bautechni
schen Prüfung durchzuführenden Überwachung der Ausführung ist weiter in § 6 Bau
PrüfVO geregelt. 

Aus dem Zusammenspiel von § 66 LBO und § 6 BauPrüfVO ergibt sich in Bezug auf die 
Überwachung der Ausführung in konstruktiver Hinsicht das Folgende: 

Die Überwachung ist in einem Umfang und einer Häufigkeit vorzunehmen, dass ein aus
reichender Einblick in die Bauausführung gewährleistet ist (Ermessen der überwachen
den Person). Dabei ist insbesondere zu überprüfen, ob eine Übereinstimmung mit den 
geprüften Nachweisen besteht und die nach § 42 Absatz 1 Satz 3 und 4 LBO erforderli
chen Unterlagen zu den verwendeten Bauprodukten und angewandten Bauarten vorlie
gen. Die Bauausführung bezieht sich dabei auf die Herstellung der baulichen Anlage, 
Teilen davon und Bauteilen (im Sinne von Bauarten). Dies sind im Wesentlichen Arbei
ten, die auf der Baustelle stattfinden, die Arbeiten können jedoch auch die werkseitige 
Vorfertigung von Teilen baulicher Anlagen und Bauteilen umfassen, die nicht als Bau
produkte mit CE- bzw. Ü-Kennzeichnung auf dem Markt bereitgestellt werden. 
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Eine Kontrolle und Überwachung der Herstellung von CE- bzw. Ü-gekennzeichneten 
Bauprodukten im Werk des Herstellers ist dagegen nicht Teil der Überwachung im Rah
men der bautechnischen Prüfung. 

Für nach § 17 Absatz 2 Satz 1 LBOVVO beauftragte prüfende Personen gelten die vor
stehenden Ausführungen in entsprechender Anwendung. 


